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men oder dem Recht des Wohnlandes der Arbeitnehmerin oder des
Arbeitnehmers einen Anspruch auf Leistungen für den Fall der Arbeits-
losigkeit in dem Wohnland der oder des Betreffenden begründen können,

4. Beschäftigung als Bürgermeisterin, Bürgermeister, Beigeordnete oder Bei-
geordneter, wenn diese Beschäftigung ehrenamtlich ausgeübt wird,

5. Beschäftigung, die nach den §§ 16e und 16i des Zweiten Buches1) gefördert
wird.
(4) 1Versicherungsfrei sind Personen, die während der Dauer

1. ihrer Ausbildung an einer allgemeinbildenden Schule oder
2. ihres Studiums als ordentliche Studierende einer Hochschule oder einer der
fachlichen Ausbildung dienenden Schule

eine Beschäftigung ausüben. 2 Satz 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn die oder der
Beschäftigte schulische Einrichtungen besucht, die der Fortbildung außerhalb
der üblichen Arbeitszeit dienen.

(5) 1Versicherungsfrei sind Personen, die während einer Zeit, in der ein
Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht, eine Beschäftigung ausüben. 2 Satz 1 gilt
nicht für Beschäftigungen, die während der Zeit, in der ein Anspruch auf
Teilarbeitslosengeld besteht, ausgeübt werden.

§ 28 Sonstige versicherungsfreie Personen. (1) Versicherungsfrei sind
Personen,
1. die das Lebensjahr für den Anspruch auf Regelaltersrente im Sinne des
Sechsten Buches2) vollenden, mit Ablauf des Monats, in dem sie das maß-
gebliche Lebensjahr vollenden,

2. die wegen einer Minderung ihrer Leistungsfähigkeit dauernd nicht mehr
verfügbar sind, von dem Zeitpunkt an, an dem die Agentur für Arbeit diese
Minderung der Leistungsfähigkeit und der zuständige Träger der gesetzlichen
Rentenversicherung volle Erwerbsminderung im Sinne der gesetzlichen
Rentenversicherung festgestellt haben,

3. während der Zeit, für die ihnen eine dem Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung vergleichbare Leistung eines ausländischen Leistungsträ-
gers zuerkannt ist.
(2) Versicherungsfrei sind Personen in einer Beschäftigung oder auf Grund

des Bezuges einer Sozialleistung (§ 26 Abs. 2 Nr. 1 und 2), soweit ihnen
während dieser Zeit ein Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung
aus der gesetzlichen Rentenversicherung zuerkannt ist.

(3) Versicherungsfrei sind nicht-deutsche Besatzungsmitglieder deutscher
Seeschiffe, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz haben.

Zweiter Abschnitt. Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag
§ 28a Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag. (1) 1Ein Versiche-
rungspflichtverhältnis auf Antrag können Personen begründen, die

1)Nr. 2.
2)Nr. 6.

2. Kapitel. Versicherungspflicht §§ 28, 28a SGB III 3
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1. (aufgehoben)
2. eine selbständige Tätigkeit mit einem Umfang von mindestens 15 Stunden
wöchentlich aufnehmen und ausüben,

3. eine Beschäftigung mit einem Umfang von mindestens 15 Stunden wö-
chentlich in einem Staat außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union, eines Vertragsstaates des Europäischen Wirtschaftsraums oder der
Schweiz aufnehmen und ausüben,

4. eine Elternzeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in
Anspruch nehmen oder

5. sich beruflich weiterbilden, wenn dadurch ein beruflicher Aufstieg ermög-
licht, ein beruflicher Abschluss vermittelt oder zu einer anderen beruflichen
Tätigkeit befähigt wird; ausgeschlossen sind Weiterbildungen im Sinne des
§ 180 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, es sei denn, die berufliche Weiterbildung
findet in einem berufsqualifizierenden Studiengang an einer Hochschule
oder einer ähnlichen Bildungsstätte unter Anrechnung beruflicher Qualifika-
tionen statt.

2Gelegentliche Abweichungen von der in den Satz 11) Nummer 2 und 3
genannten wöchentlichen Mindeststundenzahl bleiben unberücksichtigt, wenn
sie von geringer Dauer sind.

(2) 1Voraussetzung für die Versicherungspflicht ist, dass die antragstellende
Person
1. innerhalb der letzten 30 Monate vor der Aufnahme der Tätigkeit oder
Beschäftigung oder dem Beginn der Elternzeit oder beruflichen Weiterbil-
dung mindestens zwölf Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis ge-
standen hat oder

2. unmittelbar vor der Aufnahme der Tätigkeit oder der Beschäftigung oder
dem Beginn der Elternzeit oder der beruflichen Weiterbildung Anspruch auf
eine Entgeltersatzleistung nach diesem Buch hatte

und weder versicherungspflichtig (§§ 25, 26) noch versicherungsfrei (§§ 27,
28) ist; eine geringfügige Beschäftigung (§ 27 Absatz 2) schließt die Versiche-
rungspflicht nicht aus. 2Die Begründung eines Versicherungspflichtverhältnisses
auf Antrag nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ist ausgeschlossen, wenn die
antragstellende Person bereits versicherungspflichtig nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 war, die zu dieser Versicherungspflicht führende Tätigkeit zweimal
unterbrochen hat und in den Unterbrechungszeiten einen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld geltend gemacht hat. 3Die Begründung eines Versicherungs-
pflichtverhältnisses auf Antrag nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ist ausgeschlos-
sen, soweit für dasselbe Kind bereits eine andere Person nach § 26 Absatz 2a
versicherungspflichtig ist.

(3) 1Der Antrag muss spätestens innerhalb von drei Monaten nach Aufnahme
der Tätigkeit oder Beschäftigung oder dem Beginn der Elternzeit oder beruf-
lichen Weiterbildung, die zur Begründung eines Versicherungspflichtverhält-
nisses auf Antrag berechtigt, gestellt werden. 2Das Versicherungspflichtverhält-
nis beginnt mit dem Tag, an dem erstmals die Voraussetzungen nach den
Absätzen 1 und 2 erfüllt sind. 3Kann ein Versicherungspflichtverhältnis auf
Antrag allein deshalb nicht begründet werden, weil dies wegen einer vorrangi-

1)Richtig wohl: „in Satz 1“.

3 SGB III § 28a 3. Buch. Arbeitsförderung
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gen Versicherungspflicht (§§ 25, 26) oder Versicherungsfreiheit (§§ 27, 28)
ausgeschlossen ist, muss der Antrag abweichend von Satz 1 spätestens innerhalb
von drei Monaten nach dem Wegfall des Ausschlusstatbestandes gestellt wer-
den.

(4) 1Die Versicherungspflicht nach Absatz 1 ruht, wenn während der Ver-
sicherungspflicht nach Absatz 1 eine weitere Versicherungspflicht (§§ 25, 26)
oder Versicherungsfreiheit nach § 27 eintritt. 2Eine geringfügige Beschäftigung
(§ 27 Absatz 2) führt nicht zum Ruhen der Versicherungspflicht nach Absatz 1.

(5) Das Versicherungspflichtverhältnis endet,
1. wenn die oder der Versicherte eine Entgeltersatzleistung nach § 3 Absatz 4
Nummer 1 bis 3 bezieht,

2. mit Ablauf des Tages, an dem die Voraussetzungen nach Absatz 1 letztmals
erfüllt waren,

3. wenn die oder der Versicherte mit der Beitragszahlung länger als drei Monate
in Verzug ist, mit Ablauf des Tages, für den letztmals Beiträge gezahlt
wurden,

4. in den Fällen des § 28,
5. durch Kündigung der oder des Versicherten; die Kündigung ist erstmals nach
Ablauf von fünf Jahren zulässig; die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum
Ende eines Kalendermonats.

Drittes Kapitel. Aktive Arbeitsförderung

Erster Abschnitt. Beratung und Vermittlung
Erster Unterabschnitt. Beratung

§ 29 Beratungsangebot. (1) Die Agentur für Arbeit hat jungen Menschen
und Erwachsenen, die am Arbeitsleben teilnehmen oder teilnehmen wollen,
Berufsberatung, einschließlich einer Weiterbildungsberatung, und Arbeitgebern
Arbeitsmarktberatung, einschließlich einer Qualifizierungsberatung, anzubie-
ten.

(2) 1Art und Umfang der Beratung richten sich nach dem Beratungsbedarf
der oder des Ratsuchenden. 2Die Agentur für Arbeit berät geschlechtersensi-
bel. 3 Insbesondere wirkt sie darauf hin, das Berufswahlspektrum von Frauen
und Männern zu erweitern.

(3) Die Agentur für Arbeit hat Auszubildenden, Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern Beratung auch zur Festigung des Ausbildungs- oder Arbeits-
verhältnisses nach Beginn einer Berufsausbildung oder nach der Aufnahme
einer Arbeit anzubieten.

(4) Die Agentur für Arbeit soll bei der Beratung die Kenntnisse über den
Arbeitsmarkt des europäischen Wirtschaftsraumes und die Erfahrungen aus der
Zusammenarbeit mit den Arbeitsverwaltungen anderer Staaten nutzen.

§ 30 Berufsberatung. Die Berufsberatung umfasst die Erteilung von Aus-
kunft und Rat
1. zur Berufswahl, zur beruflichen Entwicklung, zum Berufswechsel sowie zu
Möglichkeiten der Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse,

2. zur Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Berufe,

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung §§ 29, 30 SGB III 3
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3. zu den Möglichkeiten der beruflichen Bildung sowie zur Verbesserung der
individuellen Beschäftigungsfähigkeit und zur Entwicklung individueller be-
ruflicher Perspektiven,

4. zur Ausbildungs- und Arbeitsstellensuche,
5. zu Leistungen der Arbeitsförderung,
6. zu Fragen der Ausbildungsförderung und der schulischen Bildung, soweit sie
für die Berufswahl und die berufliche Bildung von Bedeutung sind.

§ 31 Grundsätze der Berufsberatung. 1Bei der Berufsberatung sind Nei-
gung, Eignung, berufliche Fähigkeiten und Leistungsfähigkeit der Ratsuchen-
den sowie aktuelle und zu erwartende Beschäftigungsmöglichkeiten zu berück-
sichtigen. 2Die Durchführung einer Potenzialanalyse entsprechend § 37 Ab-
satz 1 kann angeboten werden.

§ 31a Informationen an junge Menschen ohne Anschlussperspektive;
erforderliche Datenerhebung und Datenübermittlung. (1) 1Die Agentur
für Arbeit hat junge Menschen, die nach ihrer Kenntnis bei Beendigung der
Schule oder einer vergleichbaren Ersatzmaßnahme keine konkrete berufliche
Anschlussperspektive haben, zu kontaktieren und über Angebote der Berufs-
beratung und Berufsorientierung zu informieren, soweit diese noch nicht
genutzt werden. 2Zu diesem Zweck erhebt die Agentur für Arbeit folgende
Daten, soweit sie ihr von den Ländern übermittelt werden:
1. Name,
2. Vorname,
3. Geburtsdatum,
4. Geschlecht,
5.Wohnanschrift,
6. voraussichtlich beendete Schulform oder Ersatzmaßnahme,
7. erreichter Abschluss.

(2) 1Nimmt der junge Mensch nach einer Kontaktaufnahme nach Absatz 1
das Angebot der Agentur für Arbeit nicht in Anspruch, hat die Agentur für
Arbeit den nach Landesrecht bestimmten Stellen des Landes, in dem der junge
Mensch seinen Wohnsitz hat, die Sozialdaten zu übermitteln, die erforderlich
sind, damit das Land dem jungen Menschen weitere Angebote unterbreiten
kann. 2Erforderlich sind folgende Daten:
1. Name,
2. Vorname,
3. Geburtsdatum,
4.Wohnanschrift, falls sich diese gegenüber der vom Land übermittelten An-
schrift geändert hat.

3Eine Datenübermittlung darf nur erfolgen, wenn die jeweiligen landesrecht-
lichen Regelungen die Erhebung der Daten erlauben. 4Die Daten werden
nicht an die jeweiligen Stellen der Länder übermittelt, wenn der junge Mensch
der Übermittlung widerspricht. 5Auf sein Widerspruchsrecht ist er hinzuwei-
sen.

(3) Die Agentur für Arbeit hat die personenbezogenen Daten zu löschen,
sobald sie für die Kontaktaufnahme nach Absatz 1 und die Übermittlung nach

3 SGB III §§ 31, 31a 3. Buch. Arbeitsförderung
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Absatz 2 nicht mehr erforderlich sind, spätestens jedoch sechs Monate nach
Erhebung.

§ 32 Eignungsfeststellung. Die Agentur für Arbeit soll Ratsuchende mit
deren Einverständnis ärztlich und psychologisch untersuchen und begutachten,
soweit dies für die Feststellung der Berufseignung oder Vermittlungsfähigkeit
erforderlich ist.

§ 33 Berufsorientierung. 1Die Agentur für Arbeit hat Berufsorientierung
durchzuführen
1. zur Vorbereitung von jungen Menschen und Erwachsenen auf die Berufs-
wahl und

2. zur Unterrichtung der Ausbildungsuchenden, Arbeitsuchenden, Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer und Arbeitgeber.

2Dabei soll sie umfassend Auskunft und Rat geben zu Fragen der Berufswahl,
über die Berufe und ihre Anforderungen und Aussichten, über die Wege und
die Förderung der beruflichen Bildung sowie über beruflich bedeutsame Ent-
wicklungen in den Betrieben, Verwaltungen und auf dem Arbeitsmarkt.

§ 34 Arbeitsmarktberatung. (1) 1Die Arbeitsmarktberatung der Agentur
für Arbeit soll die Arbeitgeber bei der Besetzung von Ausbildungs- und Ar-
beitsstellen sowie bei Qualifizierungsbedarfen ihrer Beschäftigten unterstützen.
2 Sie umfasst die Erteilung von Auskunft und Rat
1. zur Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Berufe,
2. zur Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsstellen auch einschließlich der
Beschäftigungsmöglichkeiten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
aus dem Ausland,

3. zur Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsbedingungen und der Arbeitszeit
von Auszubildenden sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,

4. zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung,
5. zur Eingliederung von förderungsbedürftigen Auszubildenden und von för-
derungsbedürftigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,

6. zu Leistungen der Arbeitsförderung.

(2) 1Die Agentur für Arbeit soll die Beratung nutzen, um Ausbildungs- und
Arbeitsstellen für die Vermittlung zu gewinnen. 2 Sie soll auch von sich aus
Kontakt zu den Arbeitgebern aufnehmen und unterhalten.

Zweiter Unterabschnitt. Vermittlung
§ 35 Vermittlungsangebot. (1) 1Die Agentur für Arbeit hat Ausbildung-
suchenden, Arbeitsuchenden und Arbeitgebern Ausbildungsvermittlung und
Arbeitsvermittlung (Vermittlung) anzubieten. 2Die Vermittlung umfasst alle
Tätigkeiten, die darauf gerichtet sind, Ausbildungsuchende mit Arbeitgebern
zur Begründung eines Ausbildungsverhältnisses und Arbeitsuchende mit Ar-
beitgebern zur Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses zusammenzufüh-
ren. 3Die Agentur für Arbeit stellt sicher, dass Ausbildungsuchende und Ar-
beitslose, deren berufliche Eingliederung voraussichtlich erschwert sein wird,
eine verstärkte vermittlerische Unterstützung erhalten.

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung §§ 32–35 SGB III 3
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(2) 1Die Agentur für Arbeit hat durch Vermittlung darauf hinzuwirken, dass
Ausbildungsuchende eine Ausbildungsstelle, Arbeitsuchende eine Arbeitsstelle
und Arbeitgeber geeignete Auszubildende sowie geeignete Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer erhalten. 2 Sie hat dabei die Neigung, Eignung und Leis-
tungsfähigkeit der Ausbildungsuchenden und Arbeitsuchenden sowie die An-
forderungen der angebotenen Stellen zu berücksichtigen.

(3) 1Die Agentur für Arbeit hat Vermittlung auch über die Selbstinformati-
onseinrichtungen nach § 40 Absatz 2 im Internet durchzuführen. 2 Soweit es
für diesen Zweck erforderlich ist, darf sie die Daten aus den Selbstinformations-
einrichtungen nutzen und übermitteln.

§ 36 Grundsätze der Vermittlung. (1) Die Agentur für Arbeit darf nicht
vermitteln, wenn ein Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis begründet werden
soll, das gegen ein Gesetz oder die guten Sitten verstößt.

(2) 1Die Agentur für Arbeit darf Einschränkungen, die der Arbeitgeber für
eine Vermittlung hinsichtlich Geschlecht, Alter, Gesundheitszustand, Staats-
angehörigkeit oder ähnlicher Merkmale der Ausbildungsuchenden und Arbeit-
suchenden vornimmt, die regelmäßig nicht die berufliche Qualifikation betref-
fen, nur berücksichtigen, wenn diese Einschränkungen nach Art der aus-
zuübenden Tätigkeit unerlässlich sind. 2Die Agentur für Arbeit darf Einschrän-
kungen, die der Arbeitgeber für eine Vermittlung aus Gründen der Rasse oder
wegen der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer
Behinderung oder der sexuellen Identität der Ausbildungsuchenden und der
Arbeitsuchenden vornimmt, nur berücksichtigen, soweit sie nach dem All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz zulässig sind. 3 Im Übrigen darf eine Ein-
schränkung hinsichtlich der Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei oder
vergleichbaren Vereinigung nur berücksichtigt werden, wenn
1. es sich um eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle in einem Tendenzunterneh-
men oder ‑betrieb im Sinne des § 118 Absatz 1 Satz 1 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes handelt und

2. die Art der auszuübenden Tätigkeit diese Einschränkung rechtfertigt.

(3) Die Agentur für Arbeit darf in einen durch einen Arbeitskampf unmittel-
bar betroffenen Bereich nur dann vermitteln, wenn die oder der Arbeitsuchen-
de und der Arbeitgeber dies trotz eines Hinweises auf den Arbeitskampf ver-
langen.

(4) 1Die Agentur für Arbeit ist bei der Vermittlung nicht verpflichtet zu
prüfen, ob der vorgesehene Vertrag ein Arbeitsvertrag ist. 2Wenn ein Arbeits-
verhältnis erkennbar nicht begründet werden soll, kann die Agentur für Arbeit
auf Angebote zur Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit hinweisen; Absatz 1
gilt entsprechend.

§ 37 Potenzialanalyse und Eingliederungsvereinbarung. (1) 1Die Agen-
tur für Arbeit hat unverzüglich nach der Ausbildungsuchendmeldung oder
Arbeitsuchendmeldung zusammen mit der oder dem Ausbildungsuchenden
oder der oder dem Arbeitsuchenden die für die Vermittlung erforderlichen
beruflichen und persönlichen Merkmale, beruflichen Fähigkeiten und die Eig-
nung festzustellen (Potenzialanalyse). 2Die Potenzialanalyse erstreckt sich auch
auf die Feststellung, ob und durch welche Umstände die berufliche Einglie-
derung voraussichtlich erschwert sein wird.

3 SGB III §§ 36, 37 3. Buch. Arbeitsförderung
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(2) 1 In einer Eingliederungsvereinbarung, die die Agentur für Arbeit zusam-
men mit der oder dem Ausbildungsuchenden oder der oder dem Arbeitsuchen-
den trifft, werden für einen zu bestimmenden Zeitraum festgelegt
1. das Eingliederungsziel,
2. die Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit,
3. welche Eigenbemühungen zur beruflichen Eingliederung die oder der Aus-
bildungsuchende oder die oder der Arbeitsuchende in welcher Häufigkeit
mindestens unternehmen muss und in welcher Form diese nachzuweisen
sind,

4. die vorgesehenen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung.
2Die besonderen Bedürfnisse behinderter und schwerbehinderter Menschen
sollen angemessen berücksichtigt werden.

(3) 1Der oder dem Ausbildungsuchenden oder der oder dem Arbeitsuchen-
den ist eine Ausfertigung der Eingliederungsvereinbarung auszuhändigen. 2Die
Eingliederungsvereinbarung ist sich ändernden Verhältnissen anzupassen; sie ist
fortzuschreiben, wenn in dem Zeitraum, für den sie zunächst galt, die Aus-
bildungssuche oder Arbeitsuche nicht beendet wurde. 3 Sie ist spätestens nach
sechsmonatiger Arbeitslosigkeit, bei arbeitslosen und ausbildungsuchenden jun-
gen Menschen spätestens nach drei Monaten, zu überprüfen. 4Kommt eine
Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen die nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 3 erforderlichen Eigenbemühungen durch Verwaltungsakt festgesetzt
werden.

§ 38 Rechte und Pflichten der Ausbildung- und Arbeitsuchenden.
(1) 1Personen, deren Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis endet, sind ver-

pflichtet, sich spätestens drei Monate vor dessen Beendigung bei der Agentur
für Arbeit unter Angabe der persönlichen Daten und des Beendigungszeit-
punktes des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses arbeitsuchend zu melden.
2Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendi-
gung des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses weniger als drei Monate, haben
sie sich innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu
melden. 3Die Pflicht zur Meldung besteht unabhängig davon, ob der Fort-
bestand des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses gerichtlich geltend gemacht
oder vom Arbeitgeber in Aussicht gestellt wird. 4Die Pflicht zur Meldung gilt
nicht bei einem betrieblichen Ausbildungsverhältnis. 5 Im Übrigen gelten für
Ausbildung- und Arbeitsuchende die Meldepflichten im Leistungsverfahren
nach den §§ 309 und 310 entsprechend.

(1a) Die zuständige Agentur für Arbeit soll mit der nach Absatz 1 arbeit-
suchend gemeldeten Person unverzüglich nach der Arbeitsuchendmeldung ein
erstes Beratungs- und Vermittlungsgespräch führen, das persönlich oder bei
Einvernehmen zwischen Agentur für Arbeit und der arbeitsuchenden Person
auch per Videotelefonie erfolgen kann.

(2) Die Agentur für Arbeit hat unverzüglich nach der Meldung nach Absatz 1
auch Berufsberatung durchzuführen.

(3) 1Ausbildung- und Arbeitsuchende, die Dienstleistungen der Bundes-
agentur in Anspruch nehmen, haben dieser die für eine Vermittlung erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und den Abschluss eines
Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses unter Benennung des Arbeitgebers und
seines Sitzes unverzüglich mitzuteilen. 2 Sie können die Weitergabe ihrer Un-

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung § 38 SGB III 3
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terlagen von deren Rückgabe an die Agentur für Arbeit abhängig machen oder
ihre Weitergabe an namentlich benannte Arbeitgeber ausschließen. 3Die An-
zeige- und Nachweispflichten im Leistungsverfahren bei Arbeitsunfähigkeit
nach § 311 gelten entsprechend.

(4) 1Die Arbeitsvermittlung ist durchzuführen,
1. solange die oder der Arbeitsuchende Leistungen zum Ersatz des Arbeitsent-
gelts bei Arbeitslosigkeit oder Transferkurzarbeitergeld beansprucht oder

2. bis bei Meldepflichtigen nach Absatz 1 der angegebene Beendigungszeit-
punkt des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses erreicht ist.

2 Im Übrigen kann die Agentur für Arbeit die Arbeitsvermittlung einstellen,
wenn die oder der Arbeitsuchende die ihr oder ihm nach Absatz 3 oder der
Eingliederungsvereinbarung oder dem Verwaltungsakt nach § 37 Absatz 3 Satz 4
obliegenden Pflichten nicht erfüllt, ohne dafür einen wichtigen Grund zu
haben. 3Die oder der Arbeitsuchende kann die Arbeitsvermittlung erneut nach
Ablauf von zwölf Wochen in Anspruch nehmen.

(5) 1Die Ausbildungsvermittlung ist durchzuführen,
1. bis die oder der Ausbildungsuchende in Ausbildung, schulische Bildung oder
Arbeit einmündet oder sich die Vermittlung anderweitig erledigt oder

2. solange die oder der Ausbildungsuchende dies verlangt.
2Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 39 Rechte und Pflichten der Arbeitgeber. (1) 1Arbeitgeber, die Dienst-
leistungen der Bundesagentur in Anspruch nehmen, haben die für eine Ver-
mittlung erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. 2 Sie
können deren Überlassung an namentlich benannte Ausbildung- und Arbeit-
suchende ausschließen oder die Vermittlung darauf begrenzen, dass ihnen
Daten von geeigneten Ausbildung- und Arbeitsuchenden überlassen werden.

(2) 1Die Agentur für Arbeit soll dem Arbeitgeber eine Arbeitsmarktberatung
anbieten, wenn sie erkennt, dass eine gemeldete freie Ausbildungs- oder Ar-
beitsstelle durch ihre Vermittlung nicht in angemessener Zeit besetzt werden
kann. 2 Sie soll diese Beratung spätestens nach drei Monaten anbieten.

(3) 1Die Agentur für Arbeit kann die Vermittlung zur Besetzung einer Aus-
bildungs- oder Arbeitsstelle einstellen, wenn
1. sie erfolglos bleibt, weil die Arbeitsbedingungen der angebotenen Stelle
gegenüber denen vergleichbarer Ausbildungs- oder Arbeitsstellen so ungüns-
tig sind, dass sie den Ausbildung- oder Arbeitsuchenden nicht zumutbar sind,
und die Agentur für Arbeit den Arbeitgeber darauf hingewiesen hat,

2. der Arbeitgeber keine oder unzutreffende Mitteilungen über das Nicht-
zustandekommen eines Ausbildungs- oder Arbeitsvertrags mit einer oder
einem vorgeschlagenen Ausbildungsuchenden oder einer oder einem vor-
geschlagenen Arbeitsuchenden macht und die Vermittlung dadurch er-
schwert wird,

3. die Stelle auch nach erfolgter Arbeitsmarktberatung nicht besetzt werden
kann, jedoch frühestens nach Ablauf von sechs Monaten, die Ausbildungs-
vermittlung jedoch frühestens drei Monate nach Beginn eines Ausbildungs-
jahres.

2Der Arbeitgeber kann die Vermittlung erneut in Anspruch nehmen.

3 SGB III § 39 3. Buch. Arbeitsförderung


